
Kapitel 6: Die Diskursethik als säkulare 
Antwort auf die Krise des 
Universalismus 
Jürgen Habermas’ Werk steht wie kein anderes für den Versuch, das „Projekt der Moderne“ 
gegen seine Kritiker zu verteidigen. Doch diese Verteidigung ist kein naiver Rückgriff auf die 
Aufklärung des 18. Jahrhunderts. Sie ist eine hochkomplexe Antwort auf eine doppelte Krise: 
einerseits auf den moralischen und theoretischen Zusammenbruch der Vernunft in der ersten 
Generation der Kritischen Theorie und andererseits auf den radikalen Vernunftverdacht des 
Poststrukturalismus. Um Habermas’ architektonisches Denken zu verstehen, muss man dort 
ansetzen, wo sein Weg begann – im Schatten der „Dialektik der Aufklärung“. 

Das Erbe der Frankfurter Schule: Die Vernunft im totalen 
Verblendungszusammenhang 

Als Jürgen Habermas in den 1950er Jahren Assistent von Theodor W. Adorno am Frankfurter 
Institut für Sozialforschung wurde, fand er eine Theorie vor, die sich in einer Sackgasse befand. 
Seine Lehrer, Max Horkheimer und Adorno, hatten 1944 mit der Dialektik der Aufklärung eine 
der düstersten Diagnosen der Geistesgeschichte formuliert. Ihre zentrale These war so radikal 
wie verzweifelt: Die Aufklärung, die angetreten war, um den Menschen aus seiner Unmündigkeit 
zu befreien und die Mythen zu vertreiben, war selbst in einen neuen, technokratischen Mythos 
umgeschlagen. 
 
In ihrem Versuch, die Natur zu beherrschen, habe die Vernunft ihre moralischen und 
emanzipatorischen Gehalte verloren und sei zu einer rein instrumentellen Vernunft geschrumpft. 
Diese Form der Rationalität kennt nur noch Zwecke und Mittel; sie berechnet, klassifiziert und 
kontrolliert, aber sie kann keine Werte mehr begründen. Das Resultat war für Adorno und 
Horkheimer die „verwaltete Welt“ – eine Gesellschaft, in der alles, auch der Mensch selbst, zum 
bloßen Objekt der Manipulation geworden ist. Da die Vernunft selbst zum Instrument der 
Herrschaft geworden war, gab es keinen logischen Ort mehr, von dem aus Kritik noch wirksam 
geübt werden konnte. Jede Kritik, die sich der Vernunft bediente, lief Gefahr, dieselbe 
manipulative Logik zu reproduzieren. Dies führte Adorno in eine Ästhetik des Schweigens und 
der Negativität: Wahre Freiheit konnte nur noch in der hermetischen Kunst oder im beharrlichen 
„Neinsagen“ aufblitzen, niemals aber in einer positiven Theorie der Gesellschaft oder Moral. 

Die Entdeckung der kommunikativen Vernunft 

Hier setzt Habermas an. Sein entscheidender Impuls besteht darin, die Totalität dieser 
Diagnose aufzubrechen. Er stellt die provokante Frage: Ist die Vernunft wirklich nur ein 
Werkzeug der Naturbeherrschung und der Kontrolle? Habermas’ Antwort lautet: Nein. Die erste 
Generation der Kritischen Theorie (und mit ihr die gesamte Philosophie seit Descartes) habe 
den Fehler begangen, Vernunft ausschließlich im Rahmen der Subjektphilosophie zu denken. In 
diesem Modell steht ein einsames Subjekt („Ich“) einer Welt von Objekten gegenüber, die es 
erkennen oder manipulieren will. 
 

 



Habermas vollzieht den fundamentalen Paradigmenwechsel von der Subjekt- zur 
Intersubjektivität. Er zeigt auf, dass es neben der instrumentellen Rationalität (dem Handeln auf 
Dinge) eine zweite, ebenso ursprüngliche Form der Rationalität gibt: die kommunikative 
Rationalität. Diese zeigt sich nicht im Verhältnis eines Subjekts zu einem Objekt, sondern im 
Verhältnis von Subjekten untereinander, die versuchen, ihr Handeln durch Verständigung zu 
koordinieren. 
 
Die Sprache selbst ist nicht nur ein Mittel zur Informationsübertragung, sondern sie trägt ein 
Telos (Ziel) der Verständigung in sich. Sobald zwei Menschen miteinander sprechen, ohne sich 
gegenseitig zu betrügen oder zu zwingen, betreten sie einen Raum, der auf Anerkennung, 
Gleichberechtigung und dem zwanglosen Zwang des besseren Arguments basiert. Die Vernunft 
ist also nicht nur ein Hammer, mit dem man die Welt bearbeitet; sie ist primär das Band, das 
Menschen in einem herrschaftsfreien Diskurs verbindet. 

Habermas versucht damit eine Antwort auf den Poststrukturalismus und gleichzeitig den 
Existenzialismus zu formulieren: 

Gegen den Existenzialismus (Sartre): Die Freiheit ist für Habermas nicht die einsame, fast 
schwindelerregende Entscheidung eines isolierten Individuums (wie in Kapitel 3 analysiert). 
Freiheit ist für ihn ein soziales Gut, das wir uns gegenseitig in der Kommunikation einräumen. 
Autonomie ist kein ontologisches Schicksal, sondern ein kommunikatives Erzeugnis. 
 
Gegen den Poststrukturalismus (Foucault/Lyotard): Während Foucault in jedem Wissen nur 
Macht sieht (Kapitel 5.1) und Lyotard den Zerfall der Vernunft in inkommensurable Sprachspiele 
feiert (Kapitel 5.2), hält Habermas dagegen: Wer spricht, beansprucht Universalität. Wer 
behauptet, dass es keine Wahrheit gibt, begeht einen performativen Widerspruch, denn er 
beansprucht für diese Aussage selbst Wahrheit. 

Eine nachmetaphysische Begründung der Moral 

Das Ziel der Diskursethik ist es, eine Antwort auf die Frage zu geben: Wie können wir in einer 
pluralistischen, säkularen Welt noch gemeinsam verbindliche moralische Normen finden, wenn 
Gott, die Natur oder die Tradition als Begründungsinstanzen ausgefallen sind? Habermas’ 
Antwort ist prozedural. Wir finden die Wahrheit und die Moral nicht in einem heiligen Buch oder 
in der Tiefe unseres Inneren, sondern im Verfahren des Diskurses. Die Diskursethik ist somit 
eine „säkulare Antwort auf die Krise des Universalismus“. Sie behauptet, dass es universelle 
Strukturen der Kommunikation gibt, die über alle Kulturgrenzen hinweg gültig sind – nicht weil 
wir alle das Gleiche glauben, sondern weil wir alle die gleichen Regeln benutzen müssen, wenn 
wir uns ernsthaft verständigen wollen. 
 
Aufbau des Kapitels 
 
In den folgenden Abschnitten werden wir die Architektur dieses Theoriegebäudes 
nachzeichnen. 

●​ Zuerst untersuchen wir in 6.1, wie Habermas die Freiheit aus der einsamen Existenz in 
die intersubjektive Praxis überführt (Der Kommunikative Turnus). 

●​ In 6.2 analysieren wir das „Skelett der Sprache“ – die universalpragmatischen 
Geltungsansprüche –, die das Fundament für Wissen und Moral bilden. 

 



●​ Abschließend betrachten wir in 6.3, wie Habermas seinen „schwachen Universalismus“ 
gegen die Angriffe der Postmoderne verteidigt und warum er überzeugt ist, dass die 
Vernunft kein repressives Regime, sondern unsere einzige Versicherung gegen die 
Gewalt ist. 

 

Habermas’ Werk ist somit das große Plädoyer für eine Vernunft, die nicht mehr herrscht, 
sondern die Menschen dazu befähigt, sich selbst durch das Medium des Wortes zu regieren. 

6.1 Die Rekonstruktion der vernünftigen Freiheit aus der 
kommunikativen Praxis 

Der theoretische Übergang von der Bewusstseinsphilosophie zur Intersubjektivität ist das Werk 
von Jürgen Habermas konstitutiv. Dieser Paradigmenwechsel bildet die Grundlage für den 
Versuch, eine rationale Basis für Freiheit und Moral in einer säkularen Gesellschaft zu 
rekonstruieren, ohne in die Metaphysik zurückzufallen. 

6.1.1 Der Kommunikative Turnus: Vom einsamen Subjekt zur 
Intersubjektivität 

Der kommunikative Turnus bezeichnet eine tiefgreifende Zäsur in der Philosophiegeschichte, 
die Habermas als notwendig erachtet, um die Sackgassen des modernen Denkens zu 
verlassen. Er diagnostiziert, dass die Philosophie der Moderne seit René Descartes und bis hin 
zu den zeitgenössischen Strömungen des 20. Jahrhunderts in einem Modell gefangen blieb, 
das er als Subjektphilosophie oder Bewusstseinsphilosophie bezeichnet. In diesem Modell wird 
die Vernunft als eine Kapazität gedacht, die ein isoliertes Individuum in seinem Bewusstsein 
besitzt. Das Subjekt steht einer Welt von Objekten gegenüber, die es entweder theoretisch zu 
begreifen sucht (Erkenntnis) oder praktisch zu manipulieren versucht (Handeln). Die Vernunft 
wird hier auf eine rein monologische Tätigkeit reduziert, bei der das Individuum nur mit sich 
selbst oder mit der gegenständlichen Welt im Austausch steht, während der Mitmensch lediglich 
als ein weiteres Objekt im Feld der Weltbeziehung erscheint. 

Die Überwindung der Bewusstseinsphilosophie 

Die Kritik an der Bewusstseinsphilosophie setzt bei der systematischen Feststellung an, dass 
dieses Modell zwangsläufig zu einer Verkürzung des Vernunftbegriffs auf eine instrumentelle 
Dimension führt. Wenn die Vernunft nur als das Verhältnis eines Subjekts zu einem Objekt 
gedacht wird, erschöpft sie sich in der Logik der Naturbeherrschung und der technischen 
Verfügung. Alles, was außerhalb des eigenen Bewusstseins liegt – einschließlich der 
Mitmenschen und der sozialen Strukturen –, wird tendenziell als ein komplexer Gegenstand 
begriffen, der kontrolliert, gesteuert oder instrumentalisiert werden muss. Habermas sieht hierin 
die philosophische Wurzel für jene gesellschaftliche Fehlentwicklung, die Adorno und 
Horkheimer als „verwaltete Welt“ beschrieben haben: Eine Realität, in der soziale Koordination 
nur noch über bürokratische Macht oder ökonomische Effizienz erfolgt, während die Frage nach 
der normativen Richtigkeit und dem gemeinsamen Sinn systematisch ausgeblendet wird. 
 
In diesem Zusammenhang analysiert Habermas den Existenzialismus von Jean-Paul Sartre als 

 



die radikalste und zugleich tragischste Zuspitzung dieses subjektphilosophischen Erbes. Bei 
Sartre wird die Freiheit als eine absolute, ontologische Eigenschaft des Individuums gesetzt, die 
daraus resultiert, dass die Existenz der Essenz vorausgeht. Da das Subjekt keine vorgegebene 
Natur besitzt, ist es gezwungen, sich durch seine einsamen Entscheidungen in jedem 
Augenblick selbst zu erschaffen. Aus der Perspektive von Habermas bleibt diese Form der 
Freiheit jedoch in einer theoretischen Aporie gefangen, da sie rein monologisch konstruiert ist. 
Sartres Freiheit ist eine Entscheidung, die in einer ontologischen Isolation stattfindet, 
gewissermaßen in einem sozialen Vakuum. 
 
Das Problem dieser existenzialistischen Freiheit liegt in ihrer fehlenden intersubjektiven 
Vermittlung. Da der Mitmensch in Sartres Hauptwerk Das Sein und das Nichts primär als der 
„Blick“ erscheint, der das eigene Ich zum Objekt macht und damit die eigene Autonomie 
einschränkt, wird Intersubjektivität als ein permanenter Konflikt begriffen („Die Hölle, das sind 
die anderen“). Habermas argumentiert, dass ein solcher Freiheitsbegriff zwangsläufig in einen 
Dezisionismus mündet: Die Wahl von Werten und Normen kann nicht mehr rational begründet 
werden, da es keinen gemeinsamen Boden der Verständigung gibt. Die Entscheidung erfolgt 
aus einem „Nichts“ heraus und bleibt daher für andere unbegründet und willkürlich. 
 
Habermas zeigt auf, dass eine solche Freiheit letztlich substanzlos bleibt, da sie sich nicht im 
Medium der gegenseitigen Anerkennung rechtfertigen muss. Eine Freiheit, die nur darin 
besteht, sich gegen den Anderen zu behaupten, verkennt, dass das Individuum seine Identität 
und seine Handlungsfähigkeit erst durch die Sozialisation und die Sprache gewinnt. Um die 
Freiheit vor dieser Isolation und der damit verbundenen Bedeutungslosigkeit zu retten, muss 
der Ursprung der Autonomie von der einsamen Entscheidung des Bewusstseins in die 
öffentliche, geteilte Praxis der Sprache verlagert werden. Der Übergang zur Intersubjektivität 
bedeutet somit, dass Freiheit nicht mehr als die Abwesenheit von anderen begriffen wird, 
sondern als eine vernünftige Praxis, die auf der Fähigkeit basiert, sich gegenüber anderen 
durch Gründe zu rechtfertigen. Erst durch diese Einbettung in Sprachstrukturen wird Freiheit 
von einem bloßen Impuls zu einer verantwortlichen Autonomie. 
 
Sprachhandeln als neue Basis 

Die Überwindung der Bewusstseinsphilosophie gelingt Habermas durch eine konsequente 
Hinwendung zur Sprachphilosophie, insbesondere durch die Weiterentwicklung der 
Sprechakttheorie. Er argumentiert, dass die Sprache weit mehr ist als ein technisches 
Instrument zur Übermittlung von Informationen oder ein bloßes Abbild der Welt. In der 
traditionellen Sichtweise diente Sprache dazu, Sachverhalte zu repräsentieren – eine 
Sichtweise, die Habermas als unzureichend kritisiert, da sie die soziale Dimension des 
Sprechens ausblendet. Er postuliert stattdessen, dass wir mit jedem Sprechakt eine soziale 
Beziehung eingehen und somit aktiv an der Gestaltung der sozialen Welt teilnehmen. Wenn 
eine Person spricht, vollzieht sie eine Handlung: Sie verspricht, behauptet, warnt, bittet oder 
rechtfertigt. Damit verschiebt sich das philosophische Interesse vom einsamen, monologischen 
Denken auf das dynamische Sprachhandeln. 
 
In diesem Vollzug des Sprechens konstituiert sich eine Sphäre der Intersubjektivität, die 
Habermas als das „Zwischen“ beschreibt. Dieser Raum ist weder rein subjektiv – also im 
Inneren des Individuums verborgen – noch rein objektiv – also als bloßes Ding in der Welt 
vorhanden. Er ist vielmehr eine gemeinsam hervorgebrachte Realität. Die Intersubjektivität ist 

 



der Ort, an dem sich Subjekte begegnen, um ihre Handlungspläne aufeinander abzustimmen. 
Da Menschen in einer Gesellschaft nicht als isolierte Atome existieren, sondern in einem 
dichten Geflecht von Abhängigkeiten leben, müssen sie ihre Handlungen ständig koordinieren. 
Habermas zeigt auf, dass das Überleben und die Stabilität einer Gesellschaft davon abhängen, 
wie diese Koordination organisiert ist. 
 
Habermas unterscheidet in diesem Zusammenhang zwischen zwei grundlegenden Modi der 
Handlungskoordination, die den Kern seiner Sozialtheorie bilden: 
1. Strategisches Handeln: In diesem Modus bleibt der Akteur im Rahmen der instrumentellen 
Vernunft verhaftet. Das Gegenüber wird nicht als autonomes Subjekt wahrgenommen, mit dem 
man sich auf Augenhöhe verständigt, sondern als ein Objekt oder eine Variable in einer 
egozentrischen Erfolgsrechnung. Die Koordination erfolgt hier durch externen Druck, 
Einflussnahme, Drohung oder das Versprechen von Belohnungen. Die klassischen Medien 
dieses Handelns sind Geld und Macht (Bürokratie und Markt). Das Ziel ist hierbei nicht die 
gemeinsame Einsicht in eine Wahrheit oder Richtigkeit, sondern die Durchsetzung privater oder 
systemischer Zwecke. Wenn ein Vorgesetzter einen Befehl gibt oder ein Käufer einen Preis 
aushandelt, findet strategisches Handeln statt. 
2. Kommunikatives Handeln: Hier hingegen ist die Verständigung der primäre und eigentlich 
soziale Mechanismus der Koordination. Die Beteiligten versuchen, ihre Handlungspläne zu 
harmonisieren, indem sie sich auf gemeinsame Gründe stützen, die sie gegenseitig als gültig 
anerkennen. Die Koordination erfolgt über ein „Einverständnis“, das nicht durch Zwang oder 
Manipulation, sondern durch rationale Einsicht erzielt wird. Im kommunikativen Handeln 
erkennen sich die Sprecher gegenseitig als zurechnungsfähige Akteure an, die das Recht 
haben, Begründungen einzufordern. Diese Form des Handelns bildet für Habermas die 
„Lebenswelt“, jenen Hintergrundvorrat an kulturellen Selbstverständlichkeiten und sozialen 
Solidaritäten, der eine Gesellschaft im Innersten zusammenhält. 
 
Diese Unterscheidung führt zu der radikalen These, dass das „Zwischen“ der Kommunikation 
eine eigene, unhintergehbare rationale Struktur besitzt. Wenn Subjekte versuchen, sich 
ernsthaft zu verständigen, müssen sie ihre rein egozentrische Perspektive verlassen. Sie treten 
in einen Prozess der wechselseitigen Perspektivenübernahme ein. Die Sprache fungiert hierbei 
als eine Art „normative Sicherung“, die verhindert, dass soziale Beziehungen restlos in Gewalt 
oder strategischer Manipulation aufgehen. Habermas behauptet, dass das kommunikative 
Handeln die ursprünglichere Form der Sprache ist: Wir könnten gar nicht lügen oder strategisch 
täuschen, wenn es nicht die tief sitzende, im Sprachbau selbst verankerte Erwartung gäbe, 
dass Sprache auf Wahrheit und Verständigung ausgerichtet ist. Das strategische Handeln ist in 
dieser Sichtweise ein „parasitärer“ Modus, der von den Ressourcen der Verständigung zehrt, 
ohne sie selbst reproduzieren zu können. 
 
Die Verlagerung auf das Sprachhandeln hat fundamentale Konsequenzen für das Verständnis 
von Individualität und Freiheit. Das Subjekt wird nicht mehr als ein fertiges, autonomes Wesen 
gedacht, das erst nachträglich in Beziehung zu anderen tritt – wie es etwa im 
Gesellschaftsvertrag von Hobbes oder in der einsamen Freiheit Sartres der Fall war. 
Stattdessen ist das Individuum von Anfang an intersubjektiv konstituiert. Identität ist ein 
kommunikatives Projekt; wir werden erst durch die Anerkennung, den Widerspruch und die 
Spiegelung durch Andere zu dem, was wir sind. Die Freiheit, die Sartre als eine fast 
unerträgliche Last der einsamen Entscheidung beschrieb, wird bei Habermas zu einer sozialen 
Errungenschaft. Wir sind frei, weil wir in einem Raum der Gründe leben, in dem wir das Recht 

 



haben, „Nein“ zu sagen und nach besseren Argumenten zu verlangen. Die Koordination von 
Handlungsplänen durch Verständigung ist somit der einzige Ort, an dem sich vernünftige 
Freiheit in der täglichen Praxis realisieren kann. 
 
6.1.2 Die universalpragmatische Fundierung 

In der theoretischen Architektur von Jürgen Habermas bildet die Universalpragmatik das 
Herzstück seiner Wende zur Sprache. Nachdem er den Vorrang der Intersubjektivität gegenüber 
dem isolierten Bewusstsein etabliert hat, geht er dazu über, die Tiefenstrukturen der 
menschlichen Kommunikation zu analysieren. Das Ziel ist eine Rekonstruktion der 
Bedingungen, die erfüllt sein müssen, damit Verständigung überhaupt gelingen kann. 

Die Universalpragmatik ist das ehrgeizige Projekt, die formalen Voraussetzungen der 
Kommunikation freizulegen. Habermas wählt diesen Begriff mit Bedacht: „Universal“ bedeutet, 
dass es sich um Strukturen handelt, die nicht bloß kontingent für eine bestimmte Sprache oder 
Kultur gelten, sondern die notwendige Basis jedes menschlichen Sprechens darstellen. 
„Pragmatik“ wiederum signalisiert, dass der Fokus nicht auf der abstrakten Grammatik (Syntax) 
oder der statischen Wortbedeutung (Semantik) liegt, sondern auf dem Sprachgebrauch in der 
Handlungssituation. Habermas sucht nach dem, was er die „allgemeinen Voraussetzungen der 
Verständigung“ nennt – eine Art unsichtbares Skelett, das jedem Gespräch Stabilität und 
Richtung verleiht. 
 
Diese Untersuchung beruht auf der Einsicht, dass Sprechen immer eine Form des Handelns ist. 
Wer einen Satz äußert, tritt aus seiner Privatheit heraus und geht eine Verpflichtung gegenüber 
einem Gegenüber ein. Die Universalpragmatik zeigt auf, dass diese Verpflichtungen keine 
bloßen gesellschaftlichen Konventionen sind, die man beliebig ablegen könnte. Vielmehr sind 
sie in die Logik der Sprache selbst eingebaut. Verständigung ist demnach kein glücklicher 
Zufall, sondern das Resultat der Befolgung von Regeln, die wir im Akt des Sprechens bereits 
implizit anerkannt haben. Damit liefert Habermas einen entscheidenden Baustein für seinen 
„schwachen Universalismus“: Wir müssen keine metaphysischen Wahrheiten über das Wesen 
des Menschen annehmen; es genügt, die Struktur seiner Kommunikation ernst zu nehmen. 

Die Entdeckung der Geltungsansprüche 

Die zentrale Position der Universalpragmatik ist das System der Geltungsansprüche. Habermas 
argumentiert, dass jeder Sprecher, der sich ernsthaft auf einen Prozess der Verständigung 
einlässt, mit jeder Äußerung gleichzeitig drei verschiedene Weltbezüge herstellt. Er behauptet 
gewissermaßen die Gültigkeit seiner Aussage gegenüber drei verschiedenen Instanzen. Diese 
Ansprüche bilden das rationale Fundament, auf dem ein Konsens überhaupt erst aufgebaut 
werden kann. Wer spricht, erhebt notwendigerweise folgende Ansprüche: 
 
1. Wahrheit (Bezug auf die objektive Welt der Sachverhalte): Sobald wir eine feststellende 
Aussage über die Welt machen (z. B. „Die Kohlenstoffemissionen steigen weltweit an“), erheben 
wir den Anspruch auf Wahrheit. Wir behaupten, dass unsere Aussage mit den Tatsachen in der 
objektiven Welt übereinstimmt. Dieser Anspruch ist die Basis für unser gesamtes theoretisches 
Wissen und die wissenschaftliche Erkenntnis. Er ist jedoch nicht auf die Wissenschaft 
beschränkt; in jedem Alltagsspräch setzen wir voraus, dass wir uns auf eine gemeinsame Welt 
von Fakten beziehen können, die für alle Beteiligten gleichermaßen existiert. Ein Gegenüber 

 



kann diesen Anspruch jederzeit problematisieren, indem es nach Beweisen oder Daten 
verlangt. 
2. Richtigkeit (Bezug auf die soziale Welt der Normen): Neben der Welt der Fakten beziehen wir 
uns beim Sprechen immer auch auf eine Welt von sozialen Normen und Werten. Wenn wir etwa 
sagen: „Du solltest dein Versprechen halten“, behaupten wir nicht eine Tatsache, sondern die 
moralische oder rechtliche Richtigkeit unserer Äußerung. Wir beanspruchen, dass unser 
Sprechakt im gegebenen normativen Kontext legitim ist. Dieser Anspruch auf Richtigkeit ist das 
Fundament der Moral und des Rechts. Er setzt voraus, dass wir uns in einer geteilten sozialen 
Welt bewegen, deren Regeln wir als verbindlich anerkennen oder diskursiv zur Debatte stellen 
können. 
3. Wahrhaftigkeit (Bezug auf die subjektive Welt der Erlebnisse): Schließlich stellt jede 
Äußerung einen Bezug zur inneren, subjektiven Welt des Sprechers her. Mit dem Anspruch auf 
Wahrhaftigkeit (oder Aufrichtigkeit) versichert der Sprecher, dass er das, was er sagt, auch 
wirklich so meint. Er beansprucht, dass seine geäußerten Intentionen mit seinem tatsächlichen 
inneren Zustand übereinstimmen. Im Gegensatz zu Wahrheit und Richtigkeit lässt sich 
Wahrhaftigkeit nicht durch rationale Argumente im engeren Sinne beweisen; sie muss sich in 
der Konsistenz des Verhaltens über die Zeit hinweg bewähren. Wer diesen Anspruch verletzt, 
zerstört die Vertrauensbasis, die für jede stabile Kommunikation notwendig ist. 
 
Habermas betont mit Nachdruck die Unhintergehbarkeit dieser Ansprüche. Selbst derjenige, der 
lügt oder manipuliert, muss den Anschein erwecken, die Wahrheit zu sagen und aufrichtig zu 
sein, um sein Ziel zu erreichen. Er erkennt damit die Regeln des Spiels an, während er sie im 
Geheimen verletzt. Würde man diese Ansprüche explizit aufgeben – also etwa sagen: „Ich sage 
jetzt etwas, das weder wahr noch richtig noch ehrlich gemeint ist“ –, würde der Sprechakt in sich 
zusammenbrechen und seine kommunikative Kraft verlieren. 
 
In der alltäglichen Lebenswelt werden diese Ansprüche meist naiv und hintergrundhaft 
akzeptiert; wir gehen davon aus, dass der Bäcker uns die Wahrheit über den Preis sagt, dass 
dieser Preis rechtmäßig ist und dass er uns nicht täuschen will. Erst wenn Zweifel entstehen, 
treten diese Ansprüche in den Vordergrund. Dann verlassen wir das einfache Handeln und 
treten in den Diskurs ein, in dem die Geltungsansprüche zum expliziten Thema werden. Die 
Geltungsansprüche sind somit die „DNA“ der Vernunft: Sie zwingen uns dazu, Gründe 
anzugeben, und machen uns zu verantwortlichen Teilnehmern an einer gemeinsamen sozialen 
Welt. 
 
Verständigung als Telos der Sprache: Die Unterscheidung zwischen 
kommunikativem und strategischem Handeln  

Habermas identifiziert die fundamentale Struktur der Sprache als den eigentlichen 
Mechanismus der sozialen Integration. Die Unterscheidung zwischen zwei Typen des Handelns 
ist nicht bloß eine soziologische Kategorisierung, sondern eine tiefenpsychologische und 
sprachphilosophische Analyse dessen, was uns als Menschen in einer Gemeinschaft 
zusammenhält. Die zentrale These von Habermas lautet, dass die menschliche Sprache nicht 
neutral gegenüber ihrem Gebrauch ist, sondern ein eingebautes Telos (Zweck oder Ziel) besitzt: 
die Verständigung. Er behauptet, dass das Erreichen eines Einverständnisses der „originale 
Modus“ des Sprachgebrauchs ist. Dies bedeutet, dass die Fähigkeit, sich über 
Geltungsansprüche (Wahrheit, Richtigkeit, Wahrhaftigkeit) zu einigen, die notwendige 
Bedingung für alle anderen Formen der Kommunikation darstellt. Ohne die grundlegende 

 



Erfahrung, dass Sprache dazu dient, gemeinsames Wissen und geteilte Normen zu erzeugen, 
könnten wir weder lügen noch Befehle geben oder strategische Verhandlungen führen. Die 
Sprache trägt somit eine immanente Rationalität in sich, die auf Kooperation und Konsens 
ausgerichtet ist. 
 
Aus dieser Priorität der Verständigung leitet Habermas die strikte Trennung zweier 
Handlungstypen ab, die das gesamte soziale Leben und die Organisation von Gesellschaften 
bestimmen: 
 
1. Das kommunikative Handeln (Der Modus der Konsenssuche): Beim kommunikativen Handeln 
sind die Beteiligten nicht primär an ihrem unmittelbaren individuellen Erfolg oder der 
Durchsetzung privater Interessen interessiert. Ihr Ziel ist vielmehr die Harmonisierung ihrer 
Handlungspläne durch ein gemeinsames Verständnis der Situation. Die Koordination der 
Handlungen erfolgt hier über den Mechanismus der Einigung. Ein Sprecher erhebt einen 
Geltungsanspruch, und der Hörer nimmt dazu Stellung. Wenn der Hörer den Anspruch 
akzeptiert, entsteht ein „Einverständnis“, das fortan als gemeinsame Basis für das weitere 
Handeln dient. In diesem Modus wird der Andere als ein autonomes, zurechnungsfähiges 
Subjekt respektiert. Ein Konsens gilt nur dann als legitim, wenn er nicht durch äußeren Druck 
(Drohung) oder inneren Zwang (Täuschung), sondern allein durch die rationale 
Überzeugungskraft von Gründen zustande gekommen ist. Das kommunikative Handeln ist 
somit der Ort, an dem sich Vernunft als soziale Kraft manifestiert. Es bildet das Fundament der 
„Lebenswelt“ – jener Sphäre von Familie, Erziehung, öffentlicher Debatte und Kultur, in der wir 
unsere Identität bilden und moralische Werte aushandeln. 
 
2. Das strategische Handeln (Der Modus der Manipulation und des Erfolgs): Im scharfen 
Gegensatz dazu steht das strategische Handeln, das Habermas als einen funktionalen, oft 
„parasitären“ Gebrauch der Sprache beschreibt. Hier verfolgt der Akteur primär den eigenen 
Erfolg (Erfolgszentriertheit). Die Sprache dient in diesem Kontext lediglich als ein Instrument, 
um eine bestimmte Wirkung beim Gegenüber zu erzielen, die den eigenen Zielen dienlich ist. 
Der Andere wird hier nicht als Partner einer Verständigung gesehen, sondern als eine Variable 
in einem Kalkül oder als ein Objekt, das gesteuert werden muss. 
Habermas differenziert innerhalb des strategischen Handelns zwei Formen: 

●​ Offen-strategisches Handeln: Hier liegt die Machtbeziehung offen zutage. Die 
Handlungskoordination erfolgt durch Belohnung oder Sanktion (z. B. auf dem Markt über 
den Preis oder in der Bürokratie über Befehl und Gehorsam). 

●​ Verdeckt-strategisches Handeln (Manipulation): Dies ist für Habermas die 
problematischste Form. Der Sprecher täuscht kommunikatives Handeln vor, um den 
Anderen unbemerkt zu beeinflussen. Er erhebt Ansprüche auf Wahrheit oder 
Wahrhaftigkeit, die er selbst nicht teilt, um beim Hörer eine Überzeugung zu erzeugen, die 
dessen Verhalten im Sinne des Sprechers steuert. 

 
Die philosophische und gesellschaftskritische Pointe dieser Unterscheidung liegt in der 
Behauptung, dass strategisches Handeln immer von der Substanz des kommunikativen 
Handelns zehrt. Eine Lüge kann nur funktionieren, weil wir im Alltag die Erwartung der Wahrheit 
hegen; eine Manipulation kann nur erfolgreich sein, weil wir grundsätzlich davon ausgehen 
müssen, dass Sprache auf ernsthafte Mitteilung abzielt. Würde die strategische Logik zur 
alleinigen Basis einer Gesellschaft, würde das soziale Band zerreißen, da das für jede 
Kooperation notwendige Vertrauen in die Geltungsansprüche der Sprache restlos zerstört wäre. 

 



 
Habermas nutzt diese Analyse, um eine der zentralen Gefahren der Moderne aufzuzeigen: die 
Kolonialisierung der Lebenswelt. Er beobachtet, dass die Logik des strategischen Handelns 
(verkörpert in den Systemen Geld und Macht) immer tiefer in Bereiche vordringt, die eigentlich 
auf kommunikative Verständigung angewiesen sind – wie das Recht, die Erziehung oder die 
politische Meinungsbildung. Wenn alles nur noch nach Effizienz und Erfolg bewertet wird, 
verkümmert die Fähigkeit der Gesellschaft, sich über ihre Werte und Ziele rational zu 
verständigen. Der Schutz und die Wiederbelebung des kommunikativen Handelns sind daher 
für Habermas die entscheidenden Aufgaben für die Rettung der emanzipatorischen Gehalte der 
Aufklärung.. 
 

6.1.3 Die Rekonstruktion der Vernunftfreiheit 

Habermas trennt den Begriff der Freiheit konsequent von seinen metaphysischen Wurzeln und 
rekonstruiert ihn stattdessen als ein notwendiges, funktionales Element der menschlichen 
Kommunikation. Für Habermas ist Autonomie kein rätselhaftes Wesensmerkmal, das dem 
Menschen von Natur aus innewohnt, sondern eine soziale Zuschreibung, ohne die 
Verständigung nicht möglich wäre. 
 
Die Rekonstruktion der Freiheit bildet das normative Rückgrat der Habermas’schen Theorie. 
Sein Ziel ist es, nachzuweisen, dass wir nicht auf religiöse oder metaphysische Annahmen 
angewiesen sind, um an der Idee der menschlichen Freiheit festzuhalten. Stattdessen zeigt er 
auf, dass die Struktur unserer Sprache selbst uns dazu zwingt, Freiheit vorauszusetzen. Er 
transformiert damit die Freiheit von einer ontologischen Eigenschaft in eine kommunikative 
Praxis. In diesem Modell sind Vernunft und Freiheit untrennbar miteinander verschränkt: 
Vernünftig zu handeln bedeutet, sich durch Gründe leiten zu lassen; frei zu sein bedeutet, nur 
jenen Bindungen zu folgen, die man in einem herrschaftsfreien Diskurs als berechtigt anerkannt 
hat. 
 
Dieser Ansatz stellt eine fundamentale Antwort auf die Krisen der Moderne dar. Während die 
instrumentelle Vernunft der Frankfurter Schule (Adorno/Horkheimer) die Freiheit in der 
verwalteten Welt verschwinden sah und der Existenzialismus sie in die Isolation der einsamen 
Entscheidung verbannte, verortet Habermas sie in der täglichen Praxis der intersubjektiven 
Verständigung. Er beschreibt dies als einen Übergang von einer bloßen Willkürfreiheit hin zu 
einer Vernunftfreiheit. In der kommunikativen Praxis wird Freiheit nicht als Abwesenheit von 
anderen erfahren, sondern als die Fähigkeit, in einem Geflecht von wechselseitigen 
Anerkennungsverhältnissen als zurechnungsfähiger Akteur zu agieren. Die Freiheit ist demnach 
kein Zustand, den man besitzt, sondern ein Anspruch, den man im Dialog mit anderen einlöst. 

Freiheit als kommunikative Voraussetzung 

Der erste entscheidende Schritt dieser Rekonstruktion besteht in der Dekonstruktion der 
Vorstellung, Freiheit sei ein substanzieller Besitz oder ein „ontologisches Geschenk“. Habermas 
setzt sich hier kritisch mit dem Freiheitsbegriff von Jean-Paul Sartre auseinander, der in Kapitel 
3 als Kern des Existenzialismus analysiert wurde. Für Sartre war die Freiheit eine absolute, fast 
schwindelerregende Gegebenheit des menschlichen Seins, die aus dem „Nichts“ der 
menschlichen Natur resultiert. Aus der Perspektive von Habermas bleibt diese Form der Freiheit 

 



jedoch in einer theoretischen Sackgasse, da sie rein monologisch konstruiert ist. Wenn Freiheit 
nur die Fähigkeit zur absolut unbegründeten Wahl ist, verliert sie ihre rationale Substanz und 
ihre soziale Anschlussfähigkeit. Eine solche Freiheit ist für Habermas „blind“, da sie keinen 
Maßstab kennt, der über das einsame Ich hinausgeht. 
 
An die Stelle dieses ontologischen Modells setzt Habermas ein performatives Modell der 
Autonomie. Er argumentiert, dass Freiheit eine notwendige Unterstellung (eine 
„Präsupposition“) ist, die wir in jedem ernsthaften Gespräch wechselseitig vornehmen müssen. 
Wenn ich versuche, eine andere Person durch Argumente von einer Wahrheit oder der 
Richtigkeit einer Norm zu überzeugen, tätige ich implizit eine weitreichende Annahme: Ich muss 
voraussetzen, dass mein Gegenüber zurechnungsfähig und frei ist. Würde ich davon ausgehen, 
dass der Andere lediglich das Produkt biochemischer Prozesse, psychischer Zwangsimpulse 
oder sozialer Programmierung ist, wäre der Versuch der Argumentation sinnlos. In diesem Fall 
würde ich nicht argumentieren, sondern manipulieren, therapieren oder dressieren. 
 
Freiheit ist somit für Habermas kein „Ding“, das wir in einer inneren Schau entdecken können, 
sondern ein Status, den wir uns im Medium der Sprache gegenseitig zuschreiben. Diese 
Zuschreibung ist „performativ“, weil sie im Vollzug der Kommunikation geschieht und für deren 
Gelingen unentbehrlich ist. Sobald wir ein Gespräch mit dem Ziel der Verständigung beginnen, 
haben wir den Anderen bereits als ein Wesen anerkannt, das fähig ist, Gründe zu prüfen und 
mit einem eigenständigen „Ja“ oder „Nein“ darauf zu reagieren. Ohne diese kontrafaktische 
Unterstellung – also die Annahme von Freiheit auch dort, wo die Realität vielleicht von Zwängen 
geprägt ist – könnte der Mechanismus der Verständigung keine koordinierende Kraft entfalten. 
 
Daraus ergibt sich eine weitreichende Konsequenz für das Verständnis des Individuums: 
Autonomie wird von einer einsamen Leistung des Bewusstseins zu einer kooperativen Leistung 
der Intersubjektivität. Ich bin nicht frei im Gegensatz zu den Anderen, sondern ich gewinne 
meine Freiheit erst durch die Anderen, die mich als vernunftbegabtes und selbstbestimmtes 
Wesen adressieren. Diese kommunikativ vorausgesetzte Freiheit bildet das unhintergehbare 
Fundament der Diskursethik. Sie verlangt, dass wir jene Bedingungen des Sprechens schützen 
und herstellen, in denen diese wechselseitige Anerkennung der Autonomie nicht nur eine leere 
Formel bleibt, sondern zur gelebten sozialen Realität wird. Die Freiheit ist somit nicht länger ein 
metaphysisches Rätsel, sondern eine praktische, soziale Aufgabe, die in jedem Sprechakt aufs 
Neue Bestätigung findet. 
 
Wenn Freiheit nicht mehr als subjektive Willkür, sondern als die Bindung an einsichtige Gründe 
begriffen wird, muss der Mechanismus, der diese Gründe legitimiert, im Zentrum der Theorie 
stehen. Habermas prägt hierfür die berühmte, paradox anmutende Formel vom „zwanglosen 
Zwang des besseren Arguments“. 

Der „zwanglose Zwang des besseren Arguments“: Die Ablösung der Macht durch 
Intersubjektivität 

Das Konzept des „zwanglosen Zwangs“ zielt darauf ab, eine Form der sozialen Integration zu 
beschreiben, die ohne physische Gewalt, psychische Manipulation oder hierarchische 
Unterordnung auskommt. In der traditionellen Sozialtheorie und auch in der politischen Realität 
wurde Ordnung oft als das Resultat von Machtverhältnissen begriffen: Ein Akteur setzt seinen 
Willen gegen den Widerstand oder die Interessen anderer durch. Habermas hingegen 

 



behauptet, dass im kommunikativen Handeln ein fundamental anderer Mechanismus am Werk 
ist. Sobald Teilnehmer in einen Diskurs eintreten, unterwerfen sie sich einer eigentümlichen, 
immanenten Logik: Sie lassen sich nur noch durch die Qualität der vorgebrachten Gründe 
überzeugen. 
 
Der Zwang ist hierbei deshalb „zwanglos“, weil er nicht von außen durch Sanktionen, Befehle 
oder Drohungen herangetragen wird. Es handelt sich nicht um einen Zwang, der die Freiheit 
des Individuums unterdrückt, sondern um einen Zwang, der aus der inneren Folgerichtigkeit und 
Evidenz der Argumentation selbst resultiert. Wenn ein Argument logisch konsistent ist, auf 
gesicherten Fakten beruht und die normativen Erwartungen aller Beteiligten berücksichtigt, 
dann „zwingt“ es die Vernunft des Gegenübers zur Zustimmung – allerdings nur, weil dieser die 
Richtigkeit des Arguments aus eigenem Antrieb einsehen kann. In diesem Moment wird soziale 
Macht durch Intersubjektivität ersetzt: Nicht mehr die soziale Position, die rhetorische 
Überlegenheit oder die physische Stärke des Sprechers entscheidet über die Geltung einer 
Aussage, sondern die intersubjektive Prüfbarkeit und die Kraft der Gründe. 
 
Dieser Prozess setzt voraus, dass der Diskurs von allen Formen der Herrschaft entkoppelt wird. 
Habermas spricht in diesem Zusammenhang von einer notwendigen Entlastung von 
Handlungszwängen. Im idealisierten Raum des Diskurses müssen alle Motive außer dem der 
kooperativen Wahrheitssuche methodisch ausgeschaltet sein. Das bedeutet, dass 
Machtverhältnisse, wie sie in der empirischen Welt zwischen Vorgesetzten und Untergebenen, 
Reichen und Armen oder Experten und Laien bestehen, im Diskurs keine Rolle spielen dürfen. 
In dem Maße, in dem ein Gespräch diesen Bedingungen näherkommt, tritt an die Stelle der 
strategischen Einflussnahme die rationale Autorität des Arguments. Die Teilnehmer eines 
Diskurses sind demnach nicht Untergebene eines Befehls, sondern „Sklaven der Vernunft“, die 
sich jedoch gerade in dieser Unterwerfung unter das bessere Argument als freie und autonome 
Wesen verwirklichen. 
 
Die Ersetzung von Macht durch Logik hat fundamentale Konsequenzen für das Verständnis von 
Gerechtigkeit, Wahrheit und gesellschaftlicher Stabilität. Gerechtigkeit ist demnach nicht das, 
was eine autoritäre Instanz dekretiert oder was eine Mehrheit erzwingt, sondern das, was in 
einem fairen, machtfreien Gespräch als konsensfähig identifiziert wird. Die Intersubjektivität 
fungiert hierbei als entscheidendes Schutzschild gegen die Willkür. Da jeder Teilnehmer das 
prinzipielle Recht hat, Geltungsansprüche zu problematisieren, Gegengründe anzuführen und 
alternative Perspektiven einzubringen, kann ein Konsens nur dann stabil und legitim sein, wenn 
er tatsächlich die Interessen und die Vernunft aller Beteiligten widerspiegelt. Der „zwanglose 
Zwang“ ist somit der einzige Mechanismus, der eine soziale Ordnung begründen kann, die 
gleichzeitig stabil, rational gerechtfertigt und freiheitlich ist. 
 
Für Habermas ist dieser Vorrang des Arguments gegenüber der Macht kein utopisches 
Konstrukt, sondern eine reale Möglichkeit, die in der Struktur der menschlichen Sprache selbst 
angelegt ist. Auch wenn reale Diskurse fast immer durch Machtasymmetrien, Vorurteile und 
institutionelle Ungleichheiten verzerrt sind, bleibt der „zwanglose Zwang des besseren 
Arguments“ das notwendige regulative Ideal, an dem wir jede Form von Herrschaft und jede 
politische Institution messen müssen. Die Vernunft wird so zu einer permanenten kritischen 
Instanz, die Machtverhältnisse entlarvt, indem sie aufzeigt, wo ein Konsens nicht durch bessere 
Gründe, sondern durch offenen oder verdeckten Zwang zustande gekommen ist. Damit wird die 
Freiheit aus der subjektiven Beliebigkeit des Existenzialismus gerettet und als eine 

 



verantwortliche Praxis der kollektiven Vernunft rekonstruiert. Die Freiheit des Einzelnen besteht 
darin, Teil einer Gemeinschaft zu sein, in der nur noch Argumente zählen. 
 
6.2 Geltungsansprüche als Fundament des nachmetaphysischen 
Wissens und der Moral  
 
Nachdem im vorangegangenen Kapitel die sprachphilosophischen Grundlagen und der Begriff 
der kommunikativen Vernunft rekonstruiert wurden, geht es nun um die Frage, wie auf diesem 
Fundament konkrete Geltung für Wissen und Moral beansprucht werden kann. Habermas’ 
zentrales Anliegen ist der Nachweis, dass wir für die Begründung von Normen und Wahrheiten 
keine metaphysischen Instanzen wie Gott, das Naturrecht oder eine objektive 
Geschichtsphilosophie mehr benötigen. 
 
Unter den Bedingungen der Moderne, die durch einen tiefgreifenden Pluralismus der 
Weltanschauungen gekennzeichnet ist, kann universelle Geltung nicht mehr 
inhaltlich-dogmatisch, sondern nur noch prozedural garantiert werden. Das bedeutet: Nicht was 
wir glauben, sichert die Objektivität unseres Wissens oder die Gerechtigkeit unserer Normen, 
sondern wie wir zu diesen Überzeugungen gelangen. Habermas transformiert die klassische 
Erkenntnistheorie und Ethik somit in eine Theorie des rationalen Diskurses. Geltungsansprüche 
fungieren hierbei als die Scharniere, die die subjektive Überzeugung mit der intersubjektiven 
Anerkennung verbinden. 
 
In der Diskursethik zeigt Habermas, wie moralische Normen durch ein Verfahren der 
gemeinschaftlichen Willensbildung legitimiert werden können. Das Diskursprinzip und der 
Universalisierungsgrundsatz treten an die Stelle des einsamen kantischen Gewissens. Die 
„ideale Sprechsituation“ dient dabei als notwendige, wenn auch kontrafaktische Unterstellung, 
um die Rationalität dieses Verfahrens zu sichern. 
 
Übertragen auf die Theorie des Wissens bedeutet dies: Wahrheit wird nicht mehr als einfache 
Übereinstimmung mit einer an sich existierenden Welt begriffen (Korrespondenztheorie), 
sondern als die Fähigkeit einer Behauptung, sich in einem potenziell unendlichen Diskurs als 
konsensfähig zu erweisen. Damit entwirft Habermas ein Bild von Vernunft, das zugleich 
universalistisch in seinem Anspruch und fehlbar (fallibilistisch) in seiner Praxis ist. Wissen und 
Moral werden so zu Resultaten eines fortlaufenden, regelgeleiteten Prozesses der 
intersubjektiven Einlösung von Geltungsansprüchen. 
 
Habermas unternimmt mit seiner Diskursethik den Versuch, die moralische Intuition der 
Aufklärung – dass wir unser Handeln vor anderen rechtfertigen müssen – in eine präzise 
philosophische Prozedur zu übersetzen. Die Moral wird dabei von inhaltlichen Vorgaben („Du 
sollst nicht...“) befreit und stattdessen als eine Frage des fairen Verfahrens begriffen. 

6.2.1 Die Diskursethik: Die prozedurale Wende der Moral 

Die Diskursethik stellt den Versuch dar, den Kern der Kantischen Ethik unter den Bedingungen 
der modernen, pluralistischen Gesellschaft zu retten. Während Immanuel Kant die 
Moralbegründung noch im einsamen Selbstgespräch des Individuums mit seiner Vernunft 
verortete (der kategorische Imperativ als Prüfung im stillen Kämmerlein), verlagert Habermas 

 



diesen Prozess in die Öffentlichkeit des Dialogs. Er vollzieht eine prozedurale Wende: Moralisch 
richtig ist nicht das, was ein einzelnes Subjekt für verallgemeinerbar hält, sondern das, worauf 
sich alle Betroffenen in einem rationalen Diskurs einigen könnten. 
 
Diese Wende ist notwendig, da in der Moderne keine gemeinsame religiöse oder 
metaphysische Weltanschauung mehr existiert, die verbindliche Werte vorgeben könnte. Die 
Diskursethik setzt keine inhaltlichen Werte voraus; sie ist eine Ethik zweiter Ordnung, die 
lediglich die Regeln festlegt, nach denen wir moralische Konflikte friedlich und rational lösen 
können. Sie ist somit die ethische Entsprechung zum demokratischen Rechtsstaat: Sie 
garantiert nicht das „gute Leben“, sondern das „gerechte Verfahren“ der Normenprüfung. 

Das Diskursprinzip 

Das Fundament dieser neuen Ethik ist das Diskursprinzip. Es besagt in seiner einfachsten 
Form: Gültig sind genau jene Handlungsnormen, denen alle potenziell Betroffenen als 
Teilnehmer an rationalen Diskursen zustimmen könnten. Dieser Satz markiert einen radikalen 
Bruch mit der Tradition der Bewusstseinsphilosophie. 
 
1. Vom Monolog zum Dialog: Bei Kant prüft das Subjekt eine Maxime (einen 
Handlungsgrundsatz) daraufhin, ob es wollen kann, dass diese ein allgemeines Gesetz werde. 
Habermas kritisiert hieran, dass das einsame Subjekt immer durch seine eigene Biografie, 
seine Klasse und seine Kultur befangen bleibt. Es kann sich zwar bemühen, unparteiisch zu 
sein, wird aber nie die Perspektive aller anderen Betroffenen vollumfänglich einnehmen können. 
Das Diskursprinzip ersetzt daher die „monologische“ Prüfung durch eine intersubjektive 
Prüfung. Die Betroffenen müssen selbst zu Wort kommen; ihre Argumente und Bedürfnisse sind 
die einzige legitime Quelle für die Geltung einer Norm. 
 
2. Die Betroffenen als Richter: Ein entscheidendes Merkmal des Diskursprizips ist die 
Einbeziehung aller „potenziell Betroffenen“. Damit weitet Habermas den Kreis der moralischen 
Verantwortung massiv aus. Eine Norm ist nicht schon dann gerechtfertigt, wenn sie einer 
kleinen Gruppe von Experten oder einer Mehrheit in einem Parlament sinnvoll erscheint. Sie 
muss theoretisch vor jedem bestehen können, dessen Interessen durch die Anwendung der 
Norm berührt werden. Das Diskursprinzip radikalisiert damit die Idee der Gleichheit: Jeder 
Mensch wird als ein autonomes Wesen ernst genommen, dessen „Nein“ im Diskurs das 
Scheitern einer Norm begründen kann. 
 
3. Normen vs. Werte: Habermas unterscheidet hierbei strikt zwischen Normen (Moral) und 
Werten (Ethik im Sinne des guten Lebens). Während Werte oft kulturspezifisch und nicht für 
jeden akzeptabel sind (z. B. religiöse Lebensregeln), zielt das Diskursprinzip auf universelle 
Normen der Gerechtigkeit ab. Das Prinzip ist neutral gegenüber verschiedenen 
Lebensentwürfen; es verlangt lediglich, dass wir uns auf Regeln einigen, die das 
Zusammenleben dieser verschiedenen Entwürfe ermöglichen. Die Moralbegründung wird somit 
zu einer kollektiven Suchbewegung nach jenen Regeln, die im Interesse aller liegen können. 
 
In dieser prozeduralen Sichtweise ist die Moral kein feststehendes Gebäude mehr, sondern ein 
dynamischer Prozess. Das einsame Gewissen Kants wird durch die öffentliche Deliberation 
ersetzt. Die Autorität der Moral speist sich nicht mehr aus einer transzendenten Quelle, sondern 
aus der Kraft der Argumente, die wir uns gegenseitig schulden. 

 



 
Die abstrakte Forderung des Diskursprinzips bedarf einer konkreten logischen Regel, die als 
Filter für konkrete moralische Normen fungiert. Während das Diskursprinzip lediglich besagt, 
dass wir uns einigen müssen, legt der Universalisierungsgrundsatz  fest, unter welchen 
Bedingungen ein solcher Konsens als moralisch gültig gelten kann. 

Der Universalisierungsgrundsatz: Die moderne Antwort auf den kategorischen 
Imperativ unter Bedingungen der Pluralität 

Um die Diskursethik von einer bloßen Theorie der Kommunikation zu einer belastbaren 
Moraltheorie weiterzuentwickeln, führt Habermas den Universalisierungsgrundsatz ein. Er 
bezeichnet diesen Grundsatz als eine Argumentationsregel, die es ermöglicht, in praktischen 
Diskursen eine Einigung über moralische Fragen zu erzielen. Er ist das funktionale Äquivalent 
zu Kants Kategorischem Imperativ, jedoch mit dem entscheidenden Unterschied, dass die 
Prüfung der Verallgemeinerbarkeit nicht mehr im Kopf eines Einzelnen, sondern als realer 
Austausch von Argumenten stattfindet. 
 
Der Grundsatz lässt sich wie folgt formulieren: Eine Norm ist nur dann gültig, wenn die 
voraussichtlichen Folgen und Nebenwirkungen, die sich aus einer allgemeinen Befolgung dieser 
Norm für die Befriedigung der Interessen jedes Einzelnen ergeben, von allen Betroffenen 
gemeinsam und zwanglos akzeptiert werden können. 
 
Dieser Grundsatz enthält drei wesentliche Dimensionen, die ihn von klassischen 
Moralvorstellungen abheben: 
 
1. Die Berücksichtigung der Folgen (Konsequentialismus-Komponente) Im Gegensatz zu 
einer rein gesinnungsethischen Position verlangt der Universalisierungsgrundsatz, dass die 
realen Konsequenzen einer Norm bedacht werden. Es geht nicht nur um die gute Absicht, 
sondern darum, was passiert, wenn sich alle tatsächlich an diese Regel halten. Habermas 
integriert hier eine pragmatische Komponente: Eine moralische Norm muss sich in der sozialen 
Realität bewähren und darf keine unzumutbaren Lasten für einzelne Gruppen erzeugen. 
 
2. Die Perspektive jedes Einzelnen (Interessenberücksichtigung) Ein zentrales Element ist 
der Fokus auf die „Interessen jedes Einzelnen“. Das bedeutet, dass eine Norm nicht einfach 
deshalb gültig ist, weil sie dem „Gemeinwohl“ oder der „Mehrheit“ dient (wie im Utilitarismus). 
Universalität schützt die Minderheit und das Individuum: Wenn die Folgen einer Norm für auch 
nur eine betroffene Person unzumutbar sind und diese Person im Diskurs gute Gründe dafür 
anführen kann, dann ist die Norm nicht universalisierbar und somit moralisch nicht 
gerechtfertigt. 
 
3. Die Akzeptanz durch alle Betroffenen (Konsens-Komponente) Die Geltung einer Norm 
hängt letztlich von der Zustimmung ab, die in einem Diskurs erzielt wird. Diese Zustimmung 
muss „zwanglos“ sein, was bedeutet, dass sie ausschließlich auf der Einsicht in die 
Notwendigkeit und Gerechtigkeit der Regel basiert. Universalisierung fungiert hierbei als ein 
strenger Filter: Nur jene Normen passieren den Filter, die ein „verallgemeinerungsfähiges 
Interesse“ ausdrücken. Alles, was lediglich auf partikularen Machtinteressen, kulturellen 
Vorlieben oder egoistischen Motiven beruht, wird durch das Verfahren aussortiert. 
 

 



Habermas macht damit deutlich, dass unter Bedingungen des modernen Pluralismus – in dem 
Menschen völlig unterschiedliche Vorstellungen vom „guten Leben“ haben – nur jene Regeln 
Bestand haben können, die formal so konstruiert sind, dass sie die Freiheit und die Interessen 
aller gleichermaßen respektieren. Der Universalisierungsgrundsatz ist somit das Werkzeug, mit 
dem die Diskursethik den Anspruch auf Universalität einlöst, ohne die individuelle Pluralität zu 
unterdrücken. Er stellt sicher, dass Moral nicht als Herrschaftsinstrument missbraucht wird, 
sondern als das Ergebnis einer gemeinsamen, vernünftigen Willensbildung erscheint. 
 
Die ideale Sprechsituation: Eine notwendige Fiktion – Chancengleichheit, Transparenz 
und die Abwesenheit von internem und externem Zwang als Maßstab für reale Debatten 
 
In der theoretischen Konzeption von Jürgen Habermas nimmt die ideale Sprechsituation eine 
zentrale Stellung ein, da sie das normative Fundament bildet, auf dem die gesamte Diskursethik 
ruht. Habermas ist sich der Tatsache bewusst, dass menschliche Kommunikation in der sozialen 
Realität fast ausnahmslos durch Machtasymmetrien, institutionelle Hierarchien, Zeitdruck oder 
individuelle psychische Blockaden verzerrt ist. Dennoch postuliert er, dass jeder Sprechakt, der 
ernsthaft auf Verständigung zielt, eine bestimmte Form der Symmetrie und Freiheit als bereits 
gegeben unterstellt. Die ideale Sprechsituation ist daher nicht als eine utopische Beschreibung 
einer fernen Zukunft zu verstehen, sondern als eine notwendige, kontrafaktische 
Voraussetzung, die wir in jedem Moment der Argumentation tätigen. Wir müssen 
gewissermaßen so tun, als ob diese Bedingungen erfüllt wären, um den Prozess des 
Argumentierens überhaupt sinnvoll zu finden. Würden wir nicht daran glauben, dass das 
bessere Argument prinzipiell die Kraft hat, sich gegenüber bloßer Gewalt oder Manipulation 
durchzusetzen, würde die gesamte Praxis der Begründung in sich zusammenbrechen. 
 
Die Struktur dieser idealen Situation lässt sich durch vier fundamentale Bedingungen 
beschreiben, die zusammengenommen sicherstellen, dass kein anderer Zwang als der des 
besseren Arguments die Einigung herbeiführt. Zunächst fordert Habermas eine vollständige 
Chancengleichheit bei der Teilnahme am Diskurs. Das bedeutet, dass jeder, der von der zur 
Debatte stehenden Norm potenziell betroffen ist, das uneingeschränkte Recht haben muss, an 
der Diskussion teilzunehmen. Kein Individuum und keine Gruppe darf aufgrund von sozialer 
Herkunft, Geschlecht, Religion oder politischer Überzeugung ausgeschlossen werden. Diese 
Bedingung zielt darauf ab, die Perspektivenvielfalt der Lebenswelt vollständig in den Diskurs zu 
integrieren, da nur so ein Konsens erzielt werden kann, der die Interessen aller Beteiligten 
wirklich widerspiegelt. 
 
Daran schließt sich die Forderung nach einer radikalen Symmetrie innerhalb des Gesprächs an. 
Es reicht nicht aus, dass alle physisch anwesend sind; sie müssen auch die gleichen 
Möglichkeiten haben, Sprechakte zu setzen. Dies beinhaltet das Recht, Themen vorzuschlagen, 
Behauptungen aufzustellen, diese zu begründen und – was entscheidend ist – die 
Geltungsansprüche anderer jederzeit zu problematisieren oder abzulehnen. In der idealen 
Sprechsituation gibt es keine Privilegien für Experten oder Autoritäten; jede Aussage steht unter 
dem Vorbehalt der intersubjektiven Prüfung. Damit wird sichergestellt, dass die Macht innerhalb 
des Diskurses neutralisiert wird und die soziale Position eines Sprechers keinen Einfluss auf die 
Geltung seiner Argumente hat. 
 
Eine weitere Bedingung ist die Abwesenheit von externem Zwang. Die Teilnehmer dürfen nicht 
durch Drohungen, physische Gewalt oder ökonomischen Druck in ihrem Urteil beeinflusst 

 



werden. Ein Konsens, der nur deshalb zustande kommt, weil eine Partei die Existenzgrundlage 
der anderen bedroht, besitzt keine moralische Geltung. Die Einigung muss allein aus der 
rationalen Motivation der Beteiligten hervorgehen. Ergänzt wird dies durch das Verbot des 
internen Zwangs, was vor allem die Wahrhaftigkeit der Sprecher betrifft. Transparenz ist hier 
das Leitmotiv: Die Teilnehmer müssen ihre Absichten und Interessen offenlegen und dürfen 
keine verdeckt-strategischen Ziele verfolgen. Nur wenn alle Beteiligten aufrichtig sind, kann die 
Kommunikation ihren Zweck der gemeinsamen Wahrheitsfindung erfüllen. 
 
Habermas begreift die ideale Sprechsituation somit als eine regulative Idee, die zwei 
Funktionen erfüllt. Einerseits dient sie als kritischer Maßstab für die Analyse realer politischer 
und moralischer Debatten. Wir können mit ihrer Hilfe genau benennen, warum bestimmte 
Konsensbildungen illegitim sind – etwa weil Minderheiten übergangen wurden oder weil 
rhetorische Manipulation das Ergebnis verzerrt hat. Andererseits fungiert sie als 
Orientierungspunkt für die Gestaltung demokratischer Institutionen. Das Ziel einer vernünftigen 
Gesellschaft muss es sein, jene sozialen und rechtlichen Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
der idealen Sprechsituation in der Praxis so nahe wie möglich kommen. Obwohl wir wissen, 
dass wir dieses Ideal niemals vollständig erreichen werden, bleibt es die unhintergehbare 
Richtschnur für jede Form von Kritik an Herrschaft und Unvernunft. 
 
6.2.2 Wissen als prozedurale Einlösung 
 
In der Erkenntnistheorie von Jürgen Habermas findet eine fundamentale Verschiebung statt: Die 
Frage nach der Wahrheit wird von der Ebene der Weltabbildung auf die Ebene der sozialen 
Rechtfertigung verlagert. Um die Tragweite dieses Ansatzes zu verstehen, muss man die 
Abkehr von der klassischen Korrespondenztheorie der Wahrheit nachvollziehen. In der 
traditionellen Philosophie wurde Wahrheit als eine Übereinstimmung zwischen einer Aussage 
und einer an sich existierenden, objektiven Wirklichkeit definiert. Habermas kritisiert an diesem 
Modell, dass es eine privilegierte, sprachunabhängige Beobachterperspektive voraussetzt, die 
es faktisch nicht gibt. Wir können die Welt niemals „nackt“ oder unmittelbar erfassen, sondern 
sind immer an die Strukturen unserer Sprache und die Vorinterpretationen unserer Lebenswelt 
gebunden. Wahrheit kann daher nicht durch den einsamen Vergleich zwischen Satz und Sache 
festgestellt werden, sondern nur durch die intersubjektive Prüfung von Geltungsansprüchen 
innerhalb einer Gemeinschaft von Sprechern. 
 
Wahrheit wird in diesem Sinne zu einem Begriff der Einlösbarkeit. Wenn eine Person behauptet, 
dass ein Sachverhalt zutrifft, erhebt sie einen Geltungsanspruch, den sie gegenüber 
potenziellen Kritikern rechtfertigen muss. Wissen ist demnach kein passives Abbild der Realität, 
sondern das Resultat eines prozeduralen Geschehens. Eine Aussage gilt dann als wahr, wenn 
sie in einem rationalen Diskurs, der den Bedingungen der idealen Sprechsituation nahekommt, 
einen begründeten Konsens erzielen kann. Der Fokus verschiebt sich damit von der Metaphysik 
der Objekte zur Pragmatik der Argumentation. Wahrheit ist kein Zustand, den ein Satz „besitzt“, 
sondern eine Qualität, die ihm von einer Gemeinschaft vernünftiger Teilnehmer nach einer 
kritischen Prüfung zugeschrieben wird. 

Die prozedurale Garantie der Universalität: Wahrheit jenseits der 
Metaphysik 

 



Ein zentrales Problem der nachmetaphysischen Philosophie besteht darin, wie Universalität – 
also die Gültigkeit einer Erkenntnis für alle Menschen – noch begründet werden kann, wenn 
Gott, die ewige Vernunft oder teleologische Geschichtsentwürfe als Begründungsinstanzen 
wegfallen. Habermas’ Antwort auf diese Krise des Universalismus ist radikal prozedural. Die 
Allgemeingültigkeit von Wissen wird nicht mehr durch einen Rekurs auf ein „höheres Sein“ 
garantiert, sondern durch die formalen Eigenschaften des Verfahrens, in dem 
Geltungsansprüche geprüft werden. Wenn wir behaupten, dass etwas wahr ist, meinen wir 
damit notwendigerweise, dass jeder andere Mensch, der über dieselben Informationen verfügte 
und an einem fairen, herrschaftsfreien Diskurs teilnähme, zu demselben Schluss kommen 
müsste. 
 
Diese prozedurale Universalität zeichnet sich durch einen entscheidenden Unterschied zur 
metaphysischen Gewissheit aus: Sie ist fallibilistisch, das heißt grundsätzlich fehlbar und 
revisionsbedürftig. Da wir in der realen Welt niemals sicher sein können, ob wir tatsächlich alle 
relevanten Argumente berücksichtigt haben oder ob unser Konsens nicht doch durch 
unbemerkte Machtstrukturen verzerrt wurde, steht jede Wahrheit unter dem Vorbehalt des 
Irrtums. Doch gerade in dieser Offenheit für Kritik liegt für Habermas die eigentliche Stärke der 
Vernunft. Die Universalität wird nicht als fertiges Resultat „besessen“, sondern als ein Ziel in der 
Struktur der Kommunikation ständig antizipiert. Jedes „Ja“ zu einem Geltungsanspruch ist die 
vorläufige Bestätigung einer universellen Geltung, die sich in zukünftigen Diskursen erneut 
bewähren muss. 
 
Diese Verlagerung führt dazu, dass Wissen seinen dogmatischen Charakter verliert. 
Universalität ist nicht länger ein repressiver Anspruch, der von oben dekretiert wird, sondern 
eine Einladung zur gemeinschaftlichen Prüfung. Indem Habermas die Geltung an das Verfahren 
des Diskurses bindet, sichert er die Möglichkeit von allgemeingültiger Wahrheit, ohne die Vielfalt 
der Perspektiven zu unterdrücken. Die Vernunft wird so zu einem dynamischen Prozess der 
Selbstkorrektur. In einer Welt ohne metaphysische Letztbegründungen bleibt der diskursive 
Austausch die einzige verlässliche Quelle für ein Wissen, das über bloße subjektive Meinung 
hinausgeht und den Anspruch erheben kann, für alle vernünftigen Wesen verbindlich zu sein. 
 
Nachmetaphysischer Universalismus: 
 
Wie kann in einer säkularen, weltanschaulich pluralistischen Gesellschaft noch ein Anspruch 
auf allgemeingültige Wahrheit und moralische Verbindlichkeit erhoben werden, wenn die 
traditionellen Begründungsressourcen – wie die göttliche Offenbarung, metaphysische 
Wesensordnungen oder ein objektiv vorgegebenes Naturrecht – ihre bindende Kraft verloren 
haben? Habermas’ Antwort auf diese Herausforderung ist der Entwurf eines 
nachmetaphysischen Universalismus, der die Quelle der Autorität radikal von einem jenseitigen 
Fundament in die diesseitige Praxis der sprachlichen Verständigung verlagert. 
 
Die Krise der klassischen Metaphysik und des Naturrechts resultierte vor allem daraus, dass 
deren inhaltliche Setzungen in der Moderne als historisch bedingt und damit als kritisierbar 
gesehen wurden. Was früher als „ewige Wahrheit“ über die Natur des Menschen oder die 
Ordnung des Kosmos galt, erschien nun als das Produkt spezifischer Traditionen oder 
verdeckter Machtinteressen. Habermas entgeht dem drohenden Relativismus, der behauptet, 
jede Wahrheit sei lediglich eine Frage der Perspektive oder der kulturellen Zugehörigkeit, indem 
er die Geltung an die unhintergehbaren Strukturen des Verfahrens der Rechtfertigung bindet. In 

 



einer Welt ohne transzendente Instanzen tritt an die Stelle der Autorität die Autonomie der 
Vernunftteilnehmer, die sich gegenseitig als freie und gleiche Partner anerkennen. 
 
Dieser nachmetaphysische Universalismus zeichnet sich dadurch aus, dass er keine 
inhaltlichen Dogmen oder konkreten Lebensentwürfe mehr vorschreibt. Während das klassische 
Naturrecht versuchte, aus einer vermeintlichen „Natur des Menschen“ feste moralische Gebote 
abzuleiten, bleibt der diskursive Universalismus rein formal und prozedural. Er legt nicht fest, 
was die Menschen denken oder wie sie ihr privates Glück gestalten sollen, sondern lediglich, 
wie sie ihre kollektiven Geltungsansprüche prüfen müssen, damit das Ergebnis als allgemein 
verbindlich beansprucht werden kann. Die Universalität wandelt sich damit von einer 
substanziellen zu einer funktionalen Kategorie: Sie ist das notwendige Produkt eines Diskurses, 
der unter fairen Bedingungen alle relevanten Argumente und alle potenziell Betroffenen 
einbezieht. 
 
Durch diese prozedurale Wende füllt Habermas die Lücke, die das Schwinden traditioneller 
Autoritäten hinterlassen hat, ohne in einen neuen, repressiven Absolutismus zurückzufallen. Die 
Autorität des Diskurses ist eine geteilte, demokratisierte Autorität. In einem 
nachmetaphysischen Zeitalter ist die Vernunft nicht mehr der Name für eine überweltliche 
Macht, sondern für die alltägliche und zugleich anspruchsvolle Praxis, sich gegenseitig Gründe 
für das eigene Denken und Handeln schuldig zu sein. Die Geltung wird somit zu einer 
intersubjektiven Errungenschaft: Jeder Mensch wird zum Mit-Urheber jener Wahrheiten und 
Normen, die sein Leben und das soziale Zusammenleben bestimmen. 
 
Die Universalität wird hierbei durch die radikale Inklusion aller Stimmen und die methodische 
Ausschaltung von Zwang gesichert. Eine solche Form der Verbindlichkeit ist gerade deshalb 
belastbar, weil sie nicht auf dem Gehorsam gegenüber einer unhinterfragbaren Instanz beruht, 
sondern auf der permanenten Möglichkeit der Kritik und der Revision. Der nachmetaphysische 
Universalismus ist somit ein „schwacher“ Universalismus im Sinne seiner fehlenden 
metaphysischen Überhöhung, aber ein „starker“ Universalismus im Sinne seiner 
unnachgiebigen Forderung nach rationaler Rechtfertigung vor dem Forum der gesamten 
Menschheit. Er stellt sicher, dass wir uns trotz tiefster kultureller Differenzen auf eine 
gemeinsame Welt und auf gerechte Regeln des Zusammenlebens beziehen können, indem wir 
uns dem „zwanglosen Zwang des besseren Arguments“ unterwerfen. 
 
6.3 Abgrenzung und Verteidigung eines schwachen Universalismus 
 
.Habermas sieht sich an einer Frontlinie zwischen zwei Extremen: Auf der einen Seite steht der 
klassische, „starke“ Universalismus der alten Metaphysik, den er selbst für unhaltbar erklärt hat. 
Auf der anderen Seite steht die radikale Vernunftkritik der Postmoderne und des 
Poststrukturalismus, die jeden Anspruch auf Universalität als versteckten Machtanspruch oder 
als eurozentrische Anmaßung diskreditiert. 
 
Habermas sucht einen „dritten Weg“. Er verteidigt die emanzipatorischen Gehalte der 
Aufklärung, ohne deren dogmatische Fehler zu wiederholen. Er nennt seinen Universalismus 
deshalb „schwach“, weil er: 

●​ Keine ewigen Wahrheiten mehr behauptet (Fallibilismus). 
●​ Keine inhaltlichen Lebensentwürfe vorschreibt (Prozeduralismus). 

 



●​ Auf keine transzendente Absicherung angewiesen ist (Nachmetaphysik). 
 
Dennoch bleibt es ein Universalismus, da er an der Idee festhält, dass die Strukturen der 
Verständigung für alle Menschen gleichermaßen gelten und dass es möglich ist, über kulturelle 
Grenzen hinweg gerechte Normen zu finden. Jürgen Habermas sieht sich hier jedoch dem 
Vorwurf ausgesetzt, seine gesamte Philosophie auf einem Fundament zu errichten, das der 
harten sozialen Wirklichkeit nicht standhalten kann. Die Belastbarkeit seines „schwachen 
Universalismus“ beruht aus seiner Sicht jedoch darauf, dass er die Macht nicht ausblendet, 
sondern sie als eine Kraft begreift, die nur durch das Medium der Vernunft überhaupt kritisch 
identifizierbar wird. 
 
6.3.1 Interne Kritik und die Realität der Macht: Die Einwände der Gegner 

Die Kritik an Habermas setzt meist an der vermeintlich naiven Annahme an, dass Sprache 
primär der Verständigung diene. Für Denker der Postmoderne und des Poststrukturalismus ist 
diese Annahme ein Überbleibsel des aufklärerischen Optimismus, der die destruktiven und 
manipulativen Potenziale menschlicher Interaktion unterschätzt. Sie werfen Habermas vor, eine 
„Harmonie-Theorie“ entworfen zu haben, die die strukturelle Gewalt, die unsere Gesellschaft bis 
in die feinsten Verästelungen der Sprache durchzieht, eher verschleiert als aufdeckt. In diesem 
Licht erscheint die kommunikative Vernunft nicht als Befreiung, sondern als eine idealisierte 
Fiktion, die die tatsächlichen asymmetrischen Machtverhältnisse ignoriert. 

Das Problem der Idealisierung: Ist die „ideale Sprechsituation“ eine weltfremde Utopie? 

Die eindringlichste Kritik an der Diskursethik entzündet sich an dem Konzept der „idealen 
Sprechsituation“. Kritiker aus der Soziologie und der politischen Theorie betonen, dass reale 
Diskurse – ob in Talkshows, Parlamenten oder wissenschaftlichen Gremien – niemals machtfrei 
sind. Sie verweisen darauf, dass Faktoren wie rhetorisches Talent, soziale Herkunft, 
ökonomische Abhängigkeiten und der Zugang zu Informationskanälen die Chancen auf eine 
faire Beteiligung von vornherein ungleich verteilen. Der Einwand lautet: Wenn die Bedingungen 
der Idealsituation (Chancengleichheit, Abwesenheit von Zwang, Symmetrie) in der Praxis 
niemals vollständig erfüllt sind, dann ist auch jedes Ergebnis, das in einer solchen realen 
Debatte erzielt wird, kontaminiert. Ein auf „Gründen“ basierender Konsens sei in Wahrheit oft 
nur ein „Erschleichungskonsens“, bei dem die Schwächeren den Argumenten der Stärkeren 
nachgeben, weil sie keine andere Wahl haben. 

Habermas’ Verteidigung gegen diesen Vorwurf der Weltfremdheit ist subtil und bildet den Kern 
seiner Transzendentalpragmatik. Er räumt ein, dass die ideale Sprechsituation eine 
kontrafaktische Unterstellung ist. Das bedeutet: Sie ist faktisch nicht gegeben, aber sie muss 
notwendigerweise als gegeben unterstellt werden, damit Kommunikation überhaupt als 
Kommunikation und nicht als bloße Dressur stattfinden kann. Habermas argumentiert, dass 
jeder Sprecher, der den Geltungsanspruch der Wahrheit oder Richtigkeit erhebt, damit implizit 
verspricht, diesen Anspruch im Zweifelsfall durch Gründe einzulösen. Dieses Versprechen 
macht nur Sinn, wenn man die Möglichkeit eines herrschaftsfreien Austauschs von Argumenten 
als Zielpunkt antizipiert. 

Er bezeichnet diese Idealisierung als einen „unvermeidlichen Schein“. Wer behauptet, dass 
Argumente ohnehin nichts zählen, begeht einen performativen Selbstwiderspruch: Er nutzt 

 



selbst die Form des Arguments, um die Überzeugungskraft von Argumenten zu leugnen. Er 
setzt also genau das voraus, was er explizit ablehnt. Für Habermas ist die ideale 
Sprechsituation daher kein fernes Paradies, sondern ein operativer Maßstab, den wir in jedem 
Moment der Verständigung bereits „immer schon“ mit uns führen. Sie ist das einzige Werkzeug, 
das uns erlaubt, eine reale Situation als „ungerecht“, „verzerrt“ oder „machtbesessen“ zu 
kritisieren. Ohne diese Idealisierung hätten wir überhaupt keinen Begriff davon, was eine faire 
Diskussion wäre, und könnten uns folglich auch nicht über deren Abwesenheit beschweren. 

Die Idealisierung ist somit kein Hindernis für die Realitätsanalyse, sondern deren Bedingung. 
Sie ermöglicht es uns, die empirischen Verzerrungen des Alltags nicht einfach als Naturzustand 
hinzunehmen, sondern sie als Abweichungen von einem vernünftigen Standard zu entlarven. 
Habermas rettet die Vernunft so vor dem Vorwurf der Naivität, indem er sie als eine Kraft 
beschreibt, die zwar in der Realität permanent scheitert, aber als Anspruch unhintergehbar 
bleibt. 

Der Foucault-Einwand: Die Analyse der Macht in den Poren der Sprache – Ist der Diskurs 
selbst nur ein Disziplinarinstrument? 

Die Auseinandersetzung zwischen Jürgen Habermas und Michel Foucault (oft als die Debatte 
zwischen „Moderne“ und „Postmoderne“ bezeichnet) dreht sich um die fundamentale Frage: 
Gibt es ein Außen zur Macht? Für Foucault ist die Antwort ein klares Nein. In seinen 
machtanalytischen Studien zeigt er auf, dass Macht nicht nur als repressives Verbot von oben 
existiert, sondern produktiv ist – sie bringt Wissen, Diskurse und sogar das menschliche Subjekt 
erst hervor. 

Foucaults Einwand gegen Habermas lässt sich wie folgt zusammenfassen: Foucault 
argumentiert, dass das, was wir „Vernunft“ oder „Wahrheit“ nennen, in Wirklichkeit das Ergebnis 
von historischen Kämpfen und Selektionsprozessen ist. Jede Epoche hat ihr „Wahrheitsregime“ 
– ein System von Regeln, das entscheidet, was als wahr oder falsch, als vernünftig oder 
wahnsinnig gelten darf. Wenn Habermas von „herrschaftsfreiem Diskurs“ spricht, sieht Foucault 
darin eine gefährliche Illusion. Für ihn ist auch der Diskurs der Vernunft eine Form der 
Disziplinierung: Er zwingt das Individuum, sich bestimmten Sprechweisen und Logiken zu 
unterwerfen, um überhaupt gehört zu werden. Die Vernunft „befreit“ uns nicht von der Macht, sie 
ist lediglich eine subtilere Methode, uns zu regieren.  

Während Habermas den Konsens als das Ziel der Verständigung feiert, sieht Foucault darin 
eine Tendenz zur Gleichschaltung. Das Streben nach allgemeingültigen Normen führt dazu, 
dass das Abweichende, das Singuläre und das „Andere“ ausgegrenzt oder als „unvernünftig“ 
pathologisiert wird. Die Diskursethik erscheint in dieser Perspektive als ein Mechanismus der 
Normalisierung, der die Vielfalt menschlicher Lebensformen einem einheitlichen rationalen 
Standard unterwirft. Foucaults Analyse der „Mikrophysik der Macht“ besagt, dass Macht nicht 
nur in Institutionen sitzt, sondern in den „Poren“ der Sprache selbst. Jede Kategorie, die wir 
verwenden, jedes Fachvokabular (etwa der Psychologie oder Soziologie) ist bereits 
machtgeladen. Habermas’ Vertrauen in die reinigende Kraft des Arguments übersieht laut 
Foucault, dass die Werkzeuge des Arguments (die Begriffe, die Logik) selbst bereits Teil eines 
Machtdispositivs sind, das uns formt, noch bevor wir den ersten Satz aussprechen.​
​
Habermas reagiert auf diese „totale Vernunftkritik“ mit einem Vorwurf, den er als 

 



„kryptonormativen Relativismus“ bezeichnet. Er argumentiert, dass Foucault sich in einen 
unlösbaren Widerspruch verstrickt: Wenn Foucault behauptet, dass alle Diskurse nur 
Machtinstrumente sind, dann muss auch sein eigener Diskurs (seine Machtkritik) ein bloßes 
Machtinstrument sein. Warum sollten wir ihm dann glauben? Wenn es keinen Unterschied 
zwischen „besseren Argumenten“ und „nackter Gewalt“ gibt, verliert die Kritik jede Basis. 
Habermas betont, dass wir Macht nur dann als „repressiv“ oder „ungerecht“ kritisieren können, 
wenn wir bereits einen Maßstab von Freiheit und Gerechtigkeit besitzen, der nicht restlos in der 
Macht aufgeht. Wer die Vernunft als Ganzes ablehnt, nimmt sich selbst das einzige Werkzeug, 
mit dem er gegen Unterdrückung protestieren könnte. 

Habermas insistiert darauf, dass wir zwischen zwei Formen von Macht unterscheiden müssen: 
der administrativen/repressiven Macht, die von oben steuert, und der kommunikativen Macht, 
die „von unten“ durch die gemeinsame Überzeugung freier Bürger entsteht. Foucaults Fehler 
liege darin, diese beiden Formen gleichzusetzen. Die Vernunft ist für Habermas kein 
Disziplinarinstrument, sondern der einzige Ort, an dem Macht zur Rechenschaft gezogen 
werden kann. Sie ist das „Gegengift“, das wir brauchen, um die Macht in den Poren der 
Sprache überhaupt sichtbar zu machen und zu bekämpfen. 

6.3.2 Die Verteidigung gegen die Postmoderne: Vernunft als unhintergehbarer Horizont 

Habermas sieht sich einer intellektuellen Strömung gegenüber, die das Erbe der Aufklärung für 
gescheitert erklärt hat. Denkern wie Richard Rorty oder Jean-François Lyotard geht es nicht 
mehr um die Reform der Vernunft, sondern um deren Verabschiedung. Habermas hält dem 
entgegen, dass wir den Horizont der Vernunft niemals verlassen können, ohne die Möglichkeit 
der Kritik, der Gerechtigkeit und der echten Solidarität preiszugeben. Er argumentiert, dass die 
Postmoderne in ihrem berechtigten Wunsch, Differenz und Pluralität zu schützen, die einzige 
Ressource zerstört, die diesen Schutz garantieren kann: den universalen Anspruch auf rationale 
Rechtfertigung. 

Warum „Solidarität“ und „fortgesetzte Unterhaltung“ ohne rationale Begründung in die 
Beliebigkeit führen 

Der US-amerikanische Neopragmatist Richard Rorty stellte - wie oben dargelegt - eine 
besonders subtile Herausforderung dar, da er sich selbst als liberalen Demokraten verstand, 
aber die philosophische Begründung dieser Demokratie für unnötig hielt. Rorty schlug vor, die 
Suche nach universeller Wahrheit durch das Konzept der „Solidarität“ zu ersetzen. Für ihn ist 
die Vorstellung, unsere Werte müssten vor einem „Forum der Weltvernunft“ bestehen, ein 
Überbleibsel metaphysischer Sehnsucht nach einem „Blick von nirgendwo“. Wir sollten 
stattdessen bescheiden anerkennen, dass unsere Überzeugungen lediglich die glückliche 
Kontingenz unserer westlichen Tradition widerspiegeln. Wir sollten die „Unterhaltung der 
Menschheit“ fortsetzen, um unsere Vokabulare zu erweitern, ohne dabei zu hoffen, jemals an 
einer universell gültigen Wahrheit anzukommen. 

Habermas sieht in Rortys Position eine gefährliche Selbstentwaffnung der Vernunft. Wenn wir 
unsere Normen nur noch als „unsere lokalen Gewohnheiten“ begreifen, verlieren wir jeden 
Maßstab, um unsere eigene Gesellschaft radikal zu kritisieren. Kritik setzt voraus, dass wir eine 
bestehende Praxis nicht nur als „unbequem“, sondern als „unwahr“ oder „ungerecht“ 
bezeichnen können – und zwar mit einem Geltungsanspruch, der über unsere privaten 

 



Vorlieben hinausgeht. Wer die Wahrheit durch Solidarität ersetzt, macht die Mehrheitsmeinung 
der eigenen Gruppe zum letzten Richter. Damit wird die Vernunft zum bloßen „Wir-Gefühl“ einer 
bestimmten Kultur, was Habermas als Rückfall in den Ethnozentrismus ablehnt. 

Habermas betont, dass der universale Geltungsanspruch kein Akt der Unterdrückung ist, 
sondern eine Form des Respekts. Wenn ich behaupte, dass meine Normen universell gültig 
sind, unterwerfe ich mich der Pflicht, sie vor jedem Menschen zu rechtfertigen, egal welcher 
Kultur er angehört. Rortys „Solidarität“ hingegen bleibt exklusiv: Wir sind solidarisch mit denen, 
die uns ähnlich sind. Gegenüber Fremden bleibt dann nur noch der ästhetische Vergleich („Wir 
machen es so, ihr macht es so“), was im Konfliktfall keine rationale Lösung ermöglicht. 

Die Vernunft als Schutzschild – Warum normative Ansprüche keine Unterdrückung, 
sondern die einzige Versicherung sind 

Gegen Jean-François Lyotard, der im Streben nach Konsens ein „terroristisches“ Bestreben 
sah, das die Unvergleichbarkeit (den différend) verschiedener Sprachspiele gewaltsam 
einebnet, argumentiert Habermas, dass die Vernunft gerade das Gegenteil von Unterdrückung 
ist. Lyotard fürchtete, dass eine universale Vernunft die Partikularität des Individuums auslöscht. 
Habermas hingegen begreift die kommunikative Vernunft als den einzigen Schutzschild, den 
das Individuum gegen die übermächtigen Systeme der Moderne besitzt. 

Hier wird die normative Kraft der Geltungsansprüche zur lebensnotwendigen Versicherung 
gegen die anonyme Systemgewalt. In einer Welt, die zunehmend durch die funktionalen 
Logiken von Markt und Bürokratie (Geld und Macht) gesteuert wird, ist der diskursive 
Geltungsanspruch das einzige Instrument des Individuums, um Rechenschaft zu fordern. Wenn 
ich eine Handlung als „ungerecht“ oder eine Information als „unwahr“ kritisiere, zwinge ich das 
System, sich im Medium der Sprache zu rechtfertigen. Ohne diesen universalen Anspruch 
bliebe das Individuum den anonymen Algorithmen und bürokratischen Prozessen schutzlos 
ausgeliefert.  

Die Diskursethik schützt demgegenüber die Identität des Einzelnen gerade dadurch, dass sie 
jedem Teilnehmer ein Vetorecht einräumt. Da eine Norm nur dann gültig ist, wenn alle 
Betroffenen zwanglos zustimmen können (Universalisierungsgrundsatz), wird das Individuum 
davor bewahrt, im Namen eines abstrakten Kollektivs geopfert zu werden. Die Vernunft ist hier 
nicht der Gleichmacher, sondern der Wächter der individuellen Autonomie. 

Habermas’ Verteidigung mündet in die Erkenntnis, dass die Vernunft nicht das Gegenteil von 
Freiheit und Pluralität ist, sondern deren einzige dauerhafte Garantie. Nur weil wir uns auf 
formale Regeln der Verständigung einigen können – einen „schwachen Universalismus“ –, ist es 
uns möglich, in einer Welt voller tiefgreifender Differenzen friedlich zusammenzuleben, ohne in 
die Sprachlosigkeit oder die nackte Gewalt abzugleiten. Die Vernunft ist der Horizont, den wir 
niemals verlassen können, weil jeder Versuch, sie zu verlassen, bereits ihre Werkzeuge nutzen 
muss. 

Die Vernunft ist jedoch nicht länger eine unfehlbare Instanz, die über der Welt thront, sondern 
ein prozedurales Geschehen, das sich mitten in der fehlbaren menschlichen Praxis bewähren 
muss. 

 



Der schwache Universalismus: Vernunft nicht als Dogma, sondern als fehlbares, aber 
notwendiges Verfahren der Kooperation 

Der Begriff des „schwachen Universalismus“ markiert den zentralen Punkt der Habermas’schen 
Rekonstruktion von Freiheit und Vernunft. Er ist die Antwort auf die postmoderne Skepsis, die 
jede Form von Allgemeingültigkeit als totalitär verdächtigt. Habermas räumt ein, dass die 
Vernunft „schwach“ ist, weil sie keine metaphysische Garantie mehr besitzt. Sie kann sich nicht 
mehr auf Gott, das Naturrecht oder eine zwangsläufige Fortschrittsgeschichte berufen. 
Stattdessen ist sie vollständig auf die Intersubjektivität der Sprecher angewiesen. Wenn 
Menschen aufhören, miteinander zu reden und nach Gründen zu suchen, verschwindet auch 
die Vernunft aus der Welt. 

Dieser Universalismus ist zudem fallibilistisch, das heißt, er erkennt die grundsätzliche 
Irrtumsanfälligkeit jedes Konsenses an. Ein heute erzieltes Einverständnis über eine moralische 
Norm oder eine wissenschaftliche Wahrheit kann morgen durch neue Argumente oder neue 
Betroffenheiten erschüttert werden. Doch Habermas wertet diese Fehlbarkeit nicht als 
Schwäche, sondern als die eigentliche Stärke der Moderne. Ein „schwacher“ Universalismus ist 
lernfähig. Er ist kein starres Dogma, das anderen Kulturen oder Individuen aufgezwungen wird, 
sondern ein offenes Verfahren, das zur permanenten Selbstkorrektur einlädt. Die Universalität 
liegt nicht im Ergebnis (dem Konsens), sondern in der Struktur des Prozesses: Das 
Versprechen, dass jeder gehört wird und nur das bessere Argument zählen darf, gilt universell. 

Die Verteidigung der Vernunft als Schutzschild wird hier besonders deutlich: Wenn wir den 
Anspruch auf universelle Begründbarkeit aufgeben – wie es radikale Relativisten fordern –, 
berauben wir uns des einzigen Werkzeugs, mit dem wir Ungerechtigkeit und Unterdrückung 
global kritisieren können. Ohne den Bezug auf eine Vernunft, die über die Grenzen der eigenen 
Kultur hinausreicht, bleibt gegenüber einem Unrechtsregime nur das Schweigen oder die nackte 
Gegengewalt. Der schwache Universalismus bietet hingegen eine normative Infrastruktur für die 
Kooperation in einer globalisierten Welt. Er ermöglicht es, Konflikte nicht durch Macht oder 
Anpassung zu lösen, sondern durch die Suche nach Regeln, die für alle Beteiligten – egal aus 
welcher Tradition sie stammen – einsichtig sind. 

Habermas schließt damit den Kreis zu seinem Freiheitsbegriff: Freiheit ist nicht die einsame 
Willkür des isolierten Subjekts (Sartre), sondern die Teilhabe an einem gemeinschaftlichen 
Prozess der vernünftigen Selbstbestimmung. Wir sind frei, weil wir uns gegenseitig als Wesen 
anerkennen, die nicht blind auf Reize oder Befehle reagieren, sondern die „Ja“ oder „Nein“ zu 
Geltungsansprüchen sagen können. Diese Freiheit ist im „zwanglosen Zwang des besseren 
Arguments“ verankert. Sie ist mühsam und fragil, aber sie ist die einzige Form von Autonomie, 
die unter den Bedingungen der Moderne noch Bestand haben kann. Die Vernunft ist somit kein 
fertiges Gebäude, in dem wir wohnen, sondern ein Weg, den wir im Sprechen miteinander erst 
bahnen müssen.​
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